
 
 
 
Richtlinien zu einmaligen Beihilfen und Zuschüssen in der Vollzeitpflege im 
Zollernalbkreis ab 01.07.2025  
 
 
Nach § 39 Abs. 3 SGB VIII können für Pflegekinder in Vollzeitpflege einmalige Beihilfen und 
Zuschüsse insbesondere zur Erstausstattung einer Pflegestelle, bei wichtigen persönlichen 
Anlässen sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des Kindes oder des Jugendlichen gewährt 
werden. Nach § 41 Abs. 2 SGB VIII gilt dies analog auch für junge Volljährige in 
Pflegefamilien. 
 
Zuständig für die Festlegung der Pauschalbeträge für laufende Leistungen in Vollzeitpflege 
sind die örtlichen Jugendämter (§ 39 Abs. 5 SGB VIII, § 18 LKJHG). Die vom 
Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) als Empfehlung herausgegebene 
Orientierungshilfe zu den Rahmenbedingungen in der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 
umfasst unter Ziff. VIII Nr. 5 Empfehlungen für die einmaligen Beihilfen und Zuschüsse. 
 
Aufgrund der Fortschreibung der Empfehlungen im Jahr 2024 wurde der 
Entscheidungsrahmen für einmalige Beihilfen und Zuschüsse in der Vollzeitpflege im 
Zollernalbkreis überarbeitet. Ergänzend werden Regelungen zu elterngeldähnlichen 
Leistungen und Entlastungsangeboten für Pflegeltern aufgenommen (Nr. 4 und 5).  
 
Die Auflistung folgenden Ziff. 1 bis 3 enthält die wesentlichen einmaligen Beihilfen, ist jedoch 
nicht abschließend; bei Bedarf ist im Einzelfall gesondert zu entscheiden.  
 
Sofern nicht explizit erwähnt, gelten die einzelnen Regelungen nicht für die 
Bereitschaftspflege. 
 
Bei Pflegekindern, die in Pflegefamilien außerhalb des Zollernalbkreises untergebracht sind, 
werden die dortigen örtlichen Regelungen angewandt (analoge Anwendung § 39 Abs. 4 SGB 
VIII). 
 
Die früheren Regelungen treten zum 30.06.2025 außer Kraft.  
 
 
1. Erstausstattung 
 
1.1. Bekleidung 
 
Mit Aufnahme in die Pflegefamilie wird eine einmalige Beihilfe für eine Grundausstattung an 
Bekleidung in Höhe von 600 € gewährt. Die Bewilligung erfolgt ohne Antrag; Nachweise sind 
nicht einzureichen.  
 



   

Die fortlaufende Ergänzung der Bekleidung während des Pflegeverhältnisses ist im 
monatlichen Pflegegeld enthalten. Hierbei wird von einem normalen Verschleiß und 
altersgemäßer Entwicklung ausgegangen. Bei besonders starkem Wachstum oder extremen 
Gewichtsschwankungen innerhalb kurzer Zeit und daraus folgender Notwendigkeit, die 
Bekleidung komplett zu erneuern, kann auf Antrag und nach Prüfung im Einzelfall erneut ein 
Betrag in Höhe von bis zu 600 € gewährt werden.  
 
Bei der Aufnahme im Rahmen einer Bereitschaftspflege (nach §§ 27, 33 oder 42 SGB VIII) 
erhalten die Pflegepersonen – unabhängig von Qualifikation oder Verwandtschaftsverhältnis- 
zunächst 400 €. Nach 6 Monaten erhalten sie weitere 200 €. Die Bewilligung erfolgt ohne 
Antrag; Nachweise sind nicht einzureichen.  
 
Wechselt das Pflegekind im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung dauerhaft zu einer anderen 
Pflegestelle, wird die Pauschale von 600 € erneut gewährt (wie „Neufall“).  
 
 
1.2  Grundausstattung 
 
Bei längerfristig geplanter Unterbringung eines Kindes bzw. Jugendlichen in einer 
Pflegefamilie wird ohne separaten Antrag und ohne Nachweis eine einmalige Beihilfe zur 
Beschaffung der notwendigen Grundausstattung einer Pflegestelle wie Mobiliar, Bettzeug, 
etc. in Höhe von 2.100 € gewährt. Hat ein Kind über längere Zeit in der Pflegefamilie gelebt 
und ist beispielsweise von einem Kleinkind zu einem Grundschulkind oder von einem 
Grundschulkind zu einem Teenager herangewachsen, kann im Einzelfall auf Antrag und 
Befürwortung durch den Pflegekinderfachdienst eine Teilerneuerung bzw. Ergänzung des 
Mobiliars bis zu einem Höchstbetrag von 1.300 € in Betracht kommen.  
 
Pflegkinder, die vor dem Inkrafttreten dieser Regelungen in einer Pflegefamilie 
aufgenommen wurden erhalten die Investitionspauschale nach dem Entscheidungsrahmen 
vom 01.01.2019. 
 
Bei Bereitschaftspflegeverhältnissen können notwendige Anschaffungen wie Möbel und 
Bettzeug auf Antrag und nach Befürwortung durch den Pflegekinderfachdienst bezuschusst 
werden (Höchstbetrag 2.100 €).  
 
Die angeschafften Gegenstände sind Eigentum der Pflegeperson.  
 
Bei Bedarf kann nach Vorlage eines Kostenvoranschlages zusätzlich ein Zuschuss für die 
notwendige Anschaffung oder dem notwendigen Umbau eines Fahrzeuges (bei 4. Kind in 
der Familie) gewährt werden. Hier ist eine Einzelfallprüfung vorzunehmen.  
 
 
2. Besondere persönliche Anlässe 
 
Es werden auf Antrag/ Bedarfsanzeige der Pflegeeltern folgende einmalige Beihilfen 
gewährt:  
 
 
2.1 Taufe, Kommunion, Konfirmation und vergleichbare Feierlichkeiten anderer  

Religionsgemeinschaften 
 
 Taufe (nach Vorlage einer Bescheinigung des Pfarramtes)    180 € 
 Konfirmation, Kommunion und vergleichbare Feierlichkeiten anderer     

Religionsgemeinschaften (nach Vorlage einer entspr. Bescheinigung)   350 € 
 
Eine zusätzliche Bewirtungspauschale wird nicht gewährt. 



   

 
 
2.2 Einschulung 
 

Einmalige Pauschale          150 € 
 
Weitere Bedarfe (z.B. Erneuerung Schulranzen und sonst. Schulbedarf/ 
Verbrauchsmaterial) sind aus dem laufenden Pflegegeld zu decken. 

 
 
2.3 Weihnachtsbeihilfe 
 

Die Weihnachtsbeihilfe wird analog zu den Empfehlungen im vollstationären Bereich 
gewährt und ohne Antrag mit dem Pflegegeld für Dezember überwiesen. Die 
Weihnachtsbeihilfe beträgt aktuell 45 €. Die Weihnachtsbeihilfe wird auch für Pflegekinder 
in Bereitschaftspflege gewährt. 
 

 
3. Sonstige Aufwendungen und besondere Bedarfe des jungen Menschen 
 
 
3.1  Urlaubsreisen/ Ferienunternehmungen/Ferienaufenthalte/Ferienfreizeiten 
 
Für Ferienfreizeiten, Ferienaufenthalte, Unternehmungen und Urlaubsreisen wird eine 
jährliche Pauschale in Höhe von 735 € gewährt. Die Auszahlung erfolgt mit dem 
Pflegegeld zum 01.07. des Jahres. Die Pauschale ist nicht an die Bedingung geknüpft, dass 
ein- oder mehrtägige Urlaubsaufenthalte stattfinden. Ferien können auch zuhause 
stattfinden. Die Pauschale wird auch für Pflegekinder in Bereitschaftspflege gewährt. 
 
 
3.2  Klassenfahrten, Schullandheim 
 
Nach Übersendung eines Kostennachweises wird der tatsächliche Aufwand (ohne 
Taschengeld) erstattet. Der Antrag ist vor Beginn der Klassenfahrt bzw. des 
Schullandheimaufenthaltes zu stellen. Dem Antrag ist eine Aufstellung der voraussichtlichen 
Kosten beizufügen. Nach Abschluss der Fahrt ist die Abrechnung innerhalb von 3 Monaten, 
jedoch spätestens innerhalb des Kalenderjahres einzureichen.  
 
 
3.3  Förderung von Interessen und besonderen Fähigkeiten 
 
Für Musikunterricht, Vereinsbeiträge, sonstige Freizeitaktivitäten, allgemeinbildende Kurse, 
Sonderanschaffungen für Sport, Musik und Technik, etc. wird eine monatliche Pauschale in 
Höhe von 60 € mit dem Pflegegeld überwiesen. Die Pauschale wird ab dem Monat der 
Aufnahme des Pflegeverhältnisses gezahlt; eine vollständige Auszahlung erfolgt auch im 
Beendigungsmonat.  
 
 
3.4  Autokindersitz 
 
Ein TÜV-geprüfter Kindersitz ist für den Transport von Kindern im Auto bis zum Erreichen 
einer Körpergröße von 1,50 m gesetzlich vorgeschrieben. Für die Anschaffung wird auf 
Antrag und unter Vorlage der Rechnung ein Zuschuss von bis zu 100 € gewährt.  
 
Wächst ein Kind aus seinem bisherigen Autokindersitz heraus und hat die Köpergröße von 
1,50 m noch nicht erreicht, wird auf Antrag die Anschaffung eines entsprechenden 



   

Autokindersitzes mit bis zu weiteren 100 € bezuschusst (Bestätigung Pflegekinderfachdienst 
und Vorlage der Rechnung).  
 
 
3.5  weiteres Zubehör 
 
Zuschüsse für die Anschaffung von Kinderhochsitzen und Kinderwägen sind auf Antrag 
möglich. Als Höchstbetrag werden für einen Hochsitz 80 € und für einen Kinderwagen 
350 € festgelegt. Rechnungsbelege sind vorzulegen. Dies gilt auch für Kinder in 
Bereitschaftspflege. Weiteres Kinderzubehör ist mit dem Pflegegeld abgedeckt. 
 
 
3.6   Nachhilfeunterricht 
 
Die Bezuschussung erfolgt analog den Regelungen des Zollernalbkreises zur 
außerschulischen Lernförderung im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepaketes. 
 
Grundsätzlich ist eine befristete Bewilligung (in der Regel für ein Schulhalbjahr) möglich, um 
vorübergehende Lernschwächen zu beheben. Eine Bedarfsfeststellung durch den 
Pflegekinderfachdienst ist notwendig. Hierbei sind Zeugnisse und evtl. Stellungnahmen der 
Schule heranzuziehen.  
 
Die Kosten werden derzeit (Stand 01.09.2024, Fortschreibungen werden berücksichtigt) 
unter Vorlage von Nachweisen wie folgt übernommen:  
 
Berufsbezeichnung Einzelförderung 

Qualifikation 45 Min 60 Min 90 Min 
Studierte 
Pädagogen/innen, 
Fachausbildung etc. *  

 
25 € 

 
33 € 

 
50 € 

Studenten/innen, 
Sonstige ** 

 
18 € 

 

 
24 € 

 
36 € 

Schüler/innen *** 10 € 13 € 20 € 
 
 
* abgeschlossene Wissenschaftliche Hochschulausbildung oder vergleichbar, 
abgeschlossene Fachhochschulbildung oder vergleichbar, abgeschlossene 
Fachschulbildung oder vergleichbar, Lehrer/innen, pensionierte Lehrer/innen 
 
** Studenten/innen im Nachhilfefach, Lehrkräfte ohne Abschluss, Hochschulabsolventen 
ohne Lehramtsabschluss 
 
*** keine spezielle Ausbildung, Schüler/innen 
 
Gewerbliche Lernhilfeinstitute: 
 
Unterrichtsdauer Einzelförderung Gruppenförderung 
    

45 Min 35 € 15 €  
60 Min               45 € 20 €  
90 Min 65 € 30 €  

 
 
 



   

3.7  Schulgeld 
 
In besonders begründeten Ausnahmefällen ist eine Schulgeldübernahme möglich (z. B. für 
Besuch der Waldorfschule). Maßgeblich sind der Hilfeplan sowie eine entsprechende 
Stellungnahme des Pflegekinderfachdienstes. Nicht übernommen werden die 
Aufnahmegebühr und Nebenkosten wie z. B. Essensgelder und Schulmaterial. 
 
 
3.8  Lernmittel 
 
Aufwendungen für kostenintensivere, für den Schulunterricht notwendige Lernmittel wie z. B. 
bedarfsgerechte Tablets, Laptops, graphikfähige Taschenrechner in der Oberstufe, werden 
auf Antrag und unter Vorlage von Rechnungsbelegen im Einzelfall mit maximal 500 € 
bezuschusst.  
 
 
3.9  Fahrerlaubnis, Anschaffung eines Mofas/ Motorrollers 
 
Die Bezuschussung erfolgt analog der Empfehlungen zu den Sonderaufwendungen für junge 
Menschen in Jugendhilfeeinrichtungen (dortige Ziff. 8.3). 
 
Im Einzelfall kann einem jungen Menschen ein Zuschuss für den Erwerb einer Fahrerlaubnis 
gewährt werden, wenn dies aus beruflichen Gründen notwendig ist. Der Zuschuss beträgt 
2/3 der entstehenden Gesamtkosten, höchstens jedoch 1.000 €. 
 
Die Bezuschussung für die Anschaffung eines Mofas/ Motorrollers ist möglich, wenn das 
Fahrzeug zum Erreichen der Schule oder Ausbildungsstätte bzw. des Arbeitsplatzes 
unbedingt notwendig ist. 
 
Eine Bedarfsklärung durch den Pflegekinderfachdienst ist erforderlich.  
 
 
3.10 Kosten für die Ausstellung von Ausweispapieren 
 
Kosten für die Ausstellung eines biometrischen Personalausweises oder eines Visums, 
notwendige und angemessene Kosten, die im Zusammenhang mit der Klärung des 
ausländerrechtlichen Status anfallen sowie Einbürgerungskosten können auf Antrag 
übernommen werden.  
 
 
3.11 Therapeutische Aufwendungen 
 
Therapeutische Aufwendungen können nur übernommen werden, sofern keine vorrangigen 
Leistungen z. B. gegenüber der Krankenkasse bestehen. Vorzulegen sind ggf. Bescheide 
der Krankenkasse, fachärztliche Atteste sowie eine Stellungnahme des 
Pflegekinderfachdienstes. Vorrangig ist auch ein Anspruch auf Übernahme der Kosten im 
Rahmen des § 35 a SGB VIII zu prüfen.  
 
 
3.12 Zuzahlung zu medizinischen und weiteren Hilfsmitteln  
 
Grundsätzlich sind bei Anträgen vorrangige Ansprüche gegenüber der Krankenkasse zu 
prüfen und nachzuweisen. Die Regelungen des § 40 SGB VIII (Krankenhilfe) sind zu 
beachten. Der notwendige Bedarf ist auch bei Bereitschaftspflege zu decken. 
 
 



   

3.12.1 Sehhilfen 
  
Bei erstmaliger ärztlicher Verordnung einer Brille wird ein Zuschuss in Höhe von maximal 
100 € für Gläser inkl. Brillenfassung gewährt. Neuanträge zur Bewilligung von weiteren 
maximal 100 € pro Brille sind frühestens nach 3 Jahren oder bei Veränderung von 
mindestens 0,5 Dioptrien möglich (Bestätigung des Optikers genügt). Entsprechende 
Nachweise sind vorzulegen.  
 
 
3.12.2 Kieferorthopädische Behandlungen 
  
Bei kieferorthopädischen Behandlungen zahlt die Krankenkasse zunächst zwischen 80 % 
und 90 % der Behandlungskosten und erstattet dem Versicherten die restlichen 10 bzw. 20 
% nach erfolgreichem Abschluss der Behandlung.   
 
Ist das Pflegekind über die Pflegeperson krankenversichert, wickeln diese die Finanzierung 
der Behandlung selbst ab. Wird das Pflegeverhältnis vor Abschluss der kieferorthopädischen 
Behandlung beendet und die Pflegeeltern können den Eigenanteil bei der Krankenkasse aus 
Gründen, die sie selbst nicht zu vertreten haben, nicht geltend machen, kann ihnen das 
Jugendamt den Eigenanteil nach Vorlage der Rechnungen erstatten. 

 
Ist das Pflegekind über die leiblichen Eltern krankenversichert, kann das Jugendamt den 
Eigenanteil nach Vorlage des Behandlungsplanes und der Kostenzusage der Krankenkasse 
vorläufig übernehmen und selbst mit der Krankenkasse abrechnen.  

 
Leistungen, die nicht Kassenleistungen sind (z. B. sog. IGeL-Leistungen) werden den 
Pflegeeltern nicht erstattet bzw. nicht vom Jugendamt übernommen.  

 
 
3.13 Eintritt ins Berufsleben  
 
Soweit keine vorrangigen Ansprüche z. B. gegenüber der Arbeitsverwaltung oder dem 
Arbeitgeber (z. B. für Sicherheitsschuhe) bestehen, werden die Kosten für besonderen 
Ausbildungsbedarf analog der Sonderaufwendungen für vollstationäre Hilfen auf Nachweis 
erstattet. Bewerbungskosten und Passbilder sind über das Pflegegeld abgegolten. 
 
 
3.14 Starthilfen bei Beendigung der Jugendhilfe 
 
Analog zu den Regelungen der Sonderaufwendungen kann jungen Menschen für die Zeit 
nach Beendigung der Jugendhilfe zur Überbrückung eines Zeitraumes von längstens einem 
Monat bis zur ersten Lohn-/Gehaltszahlung eine Überbrückungshilfe in Form eines 
Zuschusses gewährt werden. Dieser Zuschuss wird nur unter der Voraussetzung gewährt, 
dass der junge Mensch im Anschluss daran sein Leben eigenständig finanzieren kann (d.h. 
keine Überbrückung bis zum Bezug von Leistungen anderer Sozialleistungsträger). Die 
einmalige Überbrückungshilfe beträgt 650 €. Die Sicherstellung des Lebensunterhaltes und 
der Unterkunftskosten sind damit abgedeckt. Bestehen andere Möglichkeiten der 
Überbrückung des o.g. Zeitraumes (z.B. Einsatz von Rücklagen, Lohnzahlung als Vorschuss 
oder Lohnersatzleistung) sollten diese vorrangig in Anspruch genommen werden. 
 
 
4. Elterngeldähnliche Leistungen für Pflegepersonen für Kinder „U 3“ (Ziff. VIII Nr. 
3 der Empfehlungen) 
 
Sofern der Bedarf des Kindes es erforderlich macht, die Betreuung durch die Pflegeperson 
ohne die Inanspruchnahme einer Tagesbetreuung zu gewährleisten, ist hierfür eine 



   

entsprechende finanzielle Anerkennung erforderlich. Pflegepersonen sind nach derzeitiger 
Rechtslage nicht elterngeldberechtigt. 
 
Pflegepersonen im Zollernalbkreis, die ein Pflegekind bis zur Vollendung des 3. 
Lebensjahres ab 01.07.2025 aufnehmen und ohne Inanspruchnahme einer Tagesbetreuung 
selbst betreuen, erhalten eine monatliche Pauschale in Höhe von 300 €, sofern die 
Pflegeperson vorher nicht erwerbstätig war bzw. in Höhe von 600 €, sofern die Pflegeperson 
die Erwerbstätigkeit aufgrund der Aufnahme des Pflegekindes aufgibt bzw. unterbricht.  
 
Die „Betreuungspauschale U 3“ wird für die Dauer von 12 Monaten gewährt. Sie wird ab dem 
Aufnahmemonat in voller Höhe gewährt.  
 
Die Unterstützung endet mit Ablauf von 12 Monaten spätestens in dem Monat, in dem das 
Pflegekind das 3. Lebensjahr vollendet bzw. spätestens mit der Aufnahme in einer 
Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Erfolgt diese Aufnahme innerhalb eines 
Monats, so wird die „Betreuungspauschale U3“ noch für den Aufnahmemonat gewährt.  
 
Kinderbetreuungskosten sind in der monatlichen Pflegegeldpauschale nicht enthalten und 
sind daher gesondert zu erbringen. Kinderbetreuungskosten für U3- Kinder werden nur 
übernommen, wenn die Pflegeperson einer Erwerbstätigkeit nachgeht. Sofern die 
Kindertagesbetreuung in diesen Fällen dem Rechtsanspruch für Kinder U3 entspricht, bedarf 
es für die Übernahme der Kosten keiner Stellungnahme durch den Pflegekinderfachdienst. 
Bei einem weitergehenden Bedarf (z. B. Ganztagesbetreuung) bedarf die Kostenübernahme 
einer Prüfung und Befürwortung durch den Pflegekinderfachdienst.  
 
 
5. Entlastungsangebote für Pflegepersonen (Ziff. VIII Nr. 4 der Empfehlungen) 
 
Bereits vor der Aufnahme eines Pflegekindes als auch während der Dauer eines 
Pflegeverhältnisses haben Pflegepersonen gemäß § 37a SGB VIII Anspruch auf ortsnahe 
Beratung und Unterstützung. Die Beratung und Begleitung von Pflegefamilien ist 
grundsätzlich durch den Pflegekinderfachdienst zu gewährleisten. Zusätzlich stehen 
Beratungsdienste zur Verfügung (z. B. Erziehungsberatungsstelle, Frühe Hilfen), die 
vorrangig vor vergleichbaren Entlastungsangeboten genutzt werden sollen. Die Vorrangigkeit 
anderer Träger von Sozialleistungen ist gemäß § 10 SGB VIII zu berücksichtigen.  
 
Kosten werden z. B. übernommen für  
-Supervision 
- Angebote der Eltern- und Familienbildung, Elterntrainings, Fortbildungen 
 
Die Leistungen müssen notwendig, geeignet und allgemein fachlich anerkannt sein. Im 
Hilfeplan nach § 36 SGB VIII soll der Bedarf der Pflegepersonen, das Ziel der Leistung, die 
notwendige Leistung mit Umfang und Dauer sowie die Kosten der Maßnahme abgestimmt 
und dokumentiert werden (vgl. § 37c Abs. 4 SGB VIII).  
 
 
 
 
 


